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Druck  von  Friedrich  Jasper  in  Wien. 


Die  gegenwärtig-  auf  der  Tagesordnung  des  Reichs- 
rathes  nicht  weniger  als  auf  jener  des  allgemeinen  Inter- 
esses stellende  Wahlreformfrage  bietet,  obschon  der 
Gegenstand  in  der  langen  Zeit,  dass  derselbe  die  öffent- 
liche Meinung  beschäftigt,  bereits  vielfältig  behandelt 
w^orden  ist,  immer  noch  reichlichen  Anlass  zu  Erörte- 
rungen. 

Schon  der  Umstand,  dass  auch  der  nunmehr  vor- 
liegende Regierungs-Entwurf,  nachdem  seine  zwei  Vor- 
gänger sich  als  nicht  lebensfähig  erw^iesen  haben,  in  den 
an  seiner  Verwirklichung  interessirten  Kreisen  nicht 
jenen  Anklang  gefunden  zu  haben  scheint,  der  für  ein 
in  die  staatlichen  Verhältnisse  so  tief  einschneidendes 
Werk  wünschenswerth  sein  würde,  legt  den  Gedanken 
nahe,  doch  noch  einmal  zu  untersuchen,  ob  denn  in 
der  Tliat  die  Wahlreformfrage  ihrem  Wesen  nach  prä- 
destinirt  ist,  nur  von  Missbehagen  und  Vorbehalten  be- 
gleitet ins  Leben  treten  zu  können. 

Man  würde  fehlgehen,  wollte  man  in  den  nach- 
stehenden Zeilen  etwas  anderes  sehen,  als  den  Versuch, 
eine  Art  akademischer  Preisfrage  zu  lösen,  welche  sich 
zum  Ziel  gesteckt  hat,  durch  keinerlei  einseitiges  Partei- 
interesse   beeinflusst,    aber    mit    sorgfältiger  Berücksich- 


tigung  aller  thatsächlichen  Verhältnisse,  ein  Problem  zu 
discutiren,  welches  durch  seine  Bedeutung  wohl  werth 
ist,  zum  Gegenstand  einigen  Nachdenkens  gemacht  zu 
werden,  auch  wenn  kein  unmittelbar  praktischer  Zweck 
damit  verfolgt  werden  sollte. 


Um  die  AVahlreformfrage  auf  Grund  der  von  den 
betheiligten  Factoren,  ebenso  wie  von  der  Sache  selbst 
verlangten  Anforderungen  einer  rationellen  und  dabei 
alle  in  Betracht  kommenden  Kreise  und  Interessen  mög- 
lichst befriedigenden  Lösung  entgegenzuführen,  müsste 
auf  die  nachstehenden  Gesichtspunkte  Bedacht  genommen 
werden. 

1.  Allgemeines  Wahlrecht.  Die  Wahlreform,  zu 
welcher  wohl  zunächst  der  Gedanke  den  Anstoss  ge- 
geben hat,  die  für  gerecht  befundenen  politischen  Aspi- 
rationen der  Arbeiterschaft,  wie  überhaupt  der  bisher 
nicht  wahlberechtigten  Individuen  in  ruhige,  gesetzliche 
Bahnen  zu  lenken,  hätte  in  erster  Linie  den  von  der 
führenden  Classe  dieser  Bevölkerungskreise  (den  Ar- 
beitern) hochgehaltenen  Principien  offen  und  ehrlich 
entgegenzukommen. 

Es  müsste  daher  dem  Verlangen  nach  einer  Reform 
auf  Grund  des  allgemeinen  Wahlrechtes  Rechnung  ge- 
tragen werden. 

2.  Aufrechterhaltung  des  politischen  Besitz- 
standes. Da  die  Wahlreform  doch  nur  praktisch  werden 
kann,  wenn  sich  im  Parlament  eine  genügende  Majorität 
für  dieselbe  findet,    so  muss  die  Reform  eine  solche  sein, 


dass  sie  den  Wünschen  entspricht,  welche  von  den  für 
die  Majoritätsbildung  in  Betracht  zu  ziehenden  Parteien 
geäussert  worden  sind. 

Nun  ist  bekannthch  gleich  beim  ersten  Aufrollen 
der  Wahlreformfrage  von  allen  grossen  Parteien  über- 
einstimmend das  Losungswort  ausgegeben  worden,  dass 
der  »Besitzstand  der  einzelnen  Parteien  aufrecht  erhalten 
werden  müsse«. 

So  wird  also  auf  dieses  Postulat  zunächst  aus  prak- 
tischen Gründen  Rücksicht  zu  nehmen  sein. 

3.  Garantie  gegen  das  Ueberwiegen  der  radi- 
calen  Elemente.  Aus  Erwägungen  der  Staatsraison  wird 
ferner  im  Hinblick  auf  die  Recipirung  des  allgemeinen 
Wahlrechtes  immerhin  einige  Garantie  geboten  werden 
müssen,  dass  das  radicale  Element  nicht  das  prädomi- 
nirende  werde. 

4.  Anpassung  an  das  gegenwärtig  geltende 
Wahlsystem.  Da  nicht  eine  Umwälzung  auf  dem  Ge- 
biete der  Volksvertretung  stattfinden  soll,  so  wird  sich 
die  Wahlreform  dem  gegenwärtig  geltenden  Wahlsystem 
anzupassen  haben  und  überhaupt  so  geartet  sein  müssen, 
dass  sie  auch  in  späteren  Zeiten  eine  Fortentwicklung 
auf  der  vorhandenen  Basis  gestattet. 


Es  ist  nun  das  Problem  gegeben,  ein  Project  zu 
schaffen,  welches  den  obigen  einander  dem  Anschein  nach 
zum  Theil  ausschliessenden  Bedingungen  entspricht  und 
soll   im   Folgenden    der  Versuch   gemacht    werden,    die 


Grundzüge  eines  Wahlsystems  zu  entwerfen,  in  welchen 
die  erwähnten  principiellen  Forderungen  in  Betracht  ge- 
zogen sind. 

Ad  1.  Allgemeines  Wahlrecht.  Um  dem  Ver- 
langen nach  Berücksichtigung  der  Grundsätze  des  allge- 
meinen Wahlrechtes  in  einer  dem  Principe  derselben 
einigermassen  entsprechenden  Form  entgegenzukommen, 
wären  in  den  Curien  der  Städte  und  der  Landgemeinden 
je  zwei  Wahlbezirke  in  einen  Bezirk  zusammenzu- 
ziehen, welcher  zwei  Abgeordnete  zu  wählen  hätte. 

Der  eine  Abgeordnete  würde  aus  dem  allgemeinen 
Wahlrechte  hervorgehen,  während  der  andere  von  den 
eine  gewisse  Steuerleistung  entrichtenden,  qualificirten 
Wählern,  welche  also  über  zwei  Stimmen  verfügen 
würden,  zu  wählen  wäre. 

In  Wien  würden  beispielsweise  der  III.  und  der 
IV.  Stadtbezirk  in  einen  Wahlbezirk  vereinigt,  welcher 
zwei  nach  dem  obigen  Modus  gewählte  Abgeordnete 
zu  entsenden  hätte. 

Auf  diese  Weise  wird  dem  Princip  des  allgemeinen 
Wahlrechts  innerhalb  des  Rahmens  des  beste- 
henden Wahlsystems,  und  ohne  die  Gesammtzahl 
der  Abgeordneten  zu  vermehren,  möglichst  Rechnung 
getragen,  indem,  ohne  dass  für  die  neue  Wählerschaft 
eine  andere,  ungünstigere  und  abgesonderte  territoriale 
Wahlbasis  geschaffen  wird,  als  für  die  übrigen  Wähler, 
die  Städte-  und  Landgemeinden  künftighin  etwa  124 
auf  Grund  des  allgemeinen  Wahlrechtes  gewählte  Ver- 
treter in  das  Parlament  entsenden  würden. 


Der  Frage,  ob  in  den  Landgemeinden  direct  oder 
mittelst  Wahlmänner  zu  wählen  ist,  wird  damit  nicht 
präjudicirt. 

Es  ist  durchaus  kein  logisch  zwingender  Grund 
vorhanden,  um  den  neuen  Wählerkreisen  ein  anderes, 
besseres  Wahlrecht  zu  gewähren,  als  dasjenige  war, 
welches  den  bishei-  Wahlberechtigten  zustand. 

Will  man  aber  die  Wahlreform  benützen,  um  bei 
diesem  Anlass  zugleich  die  Wahlmänner  zu  beseitigen, 
so  ist  dazu  die  Gelegenheit  geboten. 

Ad  2  u.  3.  Aufrechterhaltung  des  politischen 
Besitzstandes.  Garantie  gegen  das  Ueberwiegen  der 
radicalen  Elemente.  Wenn  aber  durch  die  angedeutete 
Verallgemeinerung  des  Wahlrechtes  den  Aspirationen 
der  Anhänger  demokratischer  Ideen,  soweit  es  unter 
Aufrechthaltung  der  bisherigen  Interessenvertretung  über- 
haupt möglich  ist,  in  weitgehendem  Masse  Rechnung 
getragen  erscheint,  muss  in  gleicher  Weise  darauf  Be- 
dacht genommen  werden,  die  Interessen  der  durch  diese 
Massregel  in  Mitleidenschaft  gezogenen  grossen  Parteien, 
ohne  deren  Mitwirkung  eine  Wahlreform  nicht  durch- 
zuführen ist,  vor  einer   Schädigung  zu  bewahren. 

Diese  an  und  für  sich  nicht  ungerechtfertigte  For- 
derung ist  von  den  grossen  Parteien  unter  dem  Schlag- 
wort »Aufrechthaltung  des  Besitzstandes«  vom  Beginne 
der  Wahlreformaction  an  mit  grosser  Energie  betont 
worden,  und  hat  wohl  dazu  beigetragen,  die  Einigung 
über  die  Reform  selbst  zu  erschweren  und  zu  compliciren. 
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Vor  Allem  ist  nun  der  Begriff  »politischer  Besitz- 
stand«  etwas  näher  zu  beleuchten. 

Selbstverständlich  kann  von  keiner  Partei  ver- 
nünftigerweise das  Begehren  gestellt  werden,  dass  ihr 
irgend  eine  Garantie  dafür  geboten  werde,  dass  die  ab- 
solute Anzahl  der  Mandate,  über  die  sie  im  Augenblick 
verfügt,  für  alle  Zeiten  sichergestellt  werde. 

Es  wird  sich  für  die  Parteien  vielmehr  darum 
handeln,  zunächst  eine  Gewähr  gegen  die  illimitirte  Ver- 
drängung durch  die  radicalen  Elemente  zu  erhalten  und 
auch  eine  gewisse  Beruhigung  zu  gewinnen,  dass  das 
relative  Stärkeverhältniss  derselben  untereinander  keine 
wesentliche  Veränderung  erfahren  werde. 

Wer  die  sociale  Bewegung  in  Oesterreich  mit  einiger 
Aufmerksamkeit  verfolgt,  wird  gewiss  zugeben,  dass  eine 
Neuwahl  des  Abgeordnetenhauses  auf  Grund  der  jetzigen 
Wahlordnung  zweifellos  eine  Verschiebung  nach  der 
radicalen  Richtung  zur  Folge  haben  wird,  ja  es  muss 
bei  dem  Fortbestande  des  gegenwärtigen  Wahlmodus 
mit  der  Möglichkeit  gerechnet  werden,  dass  im  Laufe 
der  Zeiten  der  grössere  Theil  der  Mandate  in  den  Curien 
der  Städte-  und  Landgemeinden  in  radicalere  Hände 
übergehe,  denn  das  zunächst  ausschlaggebende  Element, 
die  sogenannten  5  fl.-Männer  sammt  Anhang  sind,  wie 
die  Erfahrung  lehrt,  radicalen  Einflüssen  am  leichtesten 
zugänglich. 

Es  wäre  wohl  ein  Irrthum,  wenn  die  Parteien  sich 
der  Hoffnung  hingeben    würden,   durch    einfache  Beibe- 
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haltung-  des  jetzigen  Wahlcensus  auch  zugleich  ihren 
»Besitzstand«   conserviren  zu  können. 

Nun  haben  aber  nicht  nur  die  Parteien,  sondern 
auch  der  Staat  selbst  ein  Interesse  daran,  dass  das 
Fundament  der  Interessenvertretung,  die  Curien  der  Städte 
und  Landgemeinden  vor  einer  Ueberfluthung  mit  radi- 
caleren  Elementen  bewahrt  bleibe,  und  so  sollte  diese  glück- 
licherweise bestehende  Solidarität  der  Interessen  zwischen 
den  massgebenden  staatlichen  I'actoren  verwerthet  werden, 
um  die  Wahlreform-Action  zu  benützen,  die  mögliche 
Invasion  des  Radicalismus  einigermassen  einzudämmen. 
Ein  Mittel  dazu  böte  die  Rückkehr  zu  dem  früher 
bestandenen  Wahlcensus  von  15  fl.  für  die  nach  dem 
obigen  Wahlrechtsentwurf  bevorrechteten,  sogenannten 
qualificirten,  d.  h.mit  zwei  Stimmen  ausgestatteten  Wähler, 
wodurch  eine  nicht  zu  unterschätzende  Gewähr  geboten 
wäre,  dass  wenigstens  die  Hälfte  der  Mandate  in  der 
Curie  der  Städte  und  Landgemeinden  den  staatser- 
haltenden, conservativen  Parteien  erhalten  bliebe. 

Um  jeder  Missdeutung  zu  begegnen,  soll  ausdrück- 
lich bemerkt  werden,  dass  es  gewiss  vollständig  verfehlt 
wäre  und  hier  auch  gar  nicht  beabsichtigt  wird,  die 
kleinen  Steuerzahler  im  Vorhinein  als  Träger  des 
Radicalismus  hinzustellen.  Es  ist  gar  nicht  zu  bezweifeln, 
dass  sie,  dem  Parteienhader  in  der  bevorrechteten  Curie 
entzogen,  ihren  conservativen  Charakter  voll  zu  ent- 
falten Gelegenheit  haben  und  gegenüber  den  Bestrebungen 
der  Socialdemokratie  thatsächlich  ein  Gegengewicht 
bilden  werden. 
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Die  Realisirung  des  eben  angedeuteten  Gedankens 
dürfte  weniger  bei  den  grossen  Parteien,  für  welche  diese 
Massregel  gewissermassen  das  Aequivalent  für  den  vor- 
aussichtlichen thatsächlichen  Verlust  der  Hälfte  der  bis- 
her in  der  städtischen  und  ländlichen  Curie  inne- 
gehabten Mandate  bedeuten  würde,  als  bei  der  Opposi- 
tion auf  einigen  Widerstand  stossen ;  doch  kann  es  nicht 
schwer  fallen  nachzuweisen,  dass  die  berechtigten  Inter- 
essen des  »kleinen  Mannes«  dvirch  die  neue  Wahlordnung 
auf  anderem  Wege  hinreichend  gewahrt  bleiben  und 
speciell  auch  durch  die  Ausscheidung  gewisser  Wähler- 
kategorien aus  der  bevorzugten  Wählerclasse  lange  nicht 
in  dem  Masse  berührt  werden,  als  es  im  ersten  Augen- 
blick vielleicht  den  Anschein  haben  könnte. 

Wenn  die  durch  diesen  Ausscheidungsprocess  ge- 
troffenen kleinen  Wähler  einwenden  sollten,  dass  ihnen 
durch  die  vorerwähnte  Massregel  die  Hälfte  der  Mandate 
entzogen  werde,  so  ist  darauf  zu  erwidern,  dass  that- 
sächlich  die  qualificirten  Wähler  ganz  dieselbe  Einbusse 
erleiden,  denn  wenn  auch  letztere  das  Wahlrecht  für 
zwei  Abgeordnete  haben,  so  ist  doch  einleuchtend,  dass 
die  relativ  geringe  Zahl  dieser  bevorrechteten  Wähler- 
classe bei  der  Wahl  der  aus  dem  allgemeinen  Wahlrecht 
hervorgehenden  Abgeordneten  n  ti  m  e  r  i  s  c  h  gewiss  nicht 
in  die  Wagschale  fallen  wird.  Sollte  es  —  erfreulicher- 
weise —  den  conservativen  Elementen  dennoch  gelingen, 
auf  Grrund  des  allgemeinen  Wahlrechtes  einzelne  Mandate 
zu  erringen,  so  werden  sie  diesen  Erfolg  gewiss  nicht 
ihrer  Zahl,   sondern  den  von  ihnen  vertretenen  Ideen, 
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vielleicht    auch  der  Persönlichkeit    ihrer    Caiididateii   zu 
verdanken  haben. 

Ferner  darf  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden, 
dass  durch  die  hier  projectirte  Wahlreform  eine  grosse 
Anzahl  Wähler  geschaffen  wird,  welche  den  Ansichten 
und  Interessen  der  sogenannten  5  fl. -Männer  sehr  nahe 
stehen  und  ihre  Reihen  verstärken  werden,  nämlich  die 
kleinsten  Steuerträger,  die  4,  3,  2  und  1  fl.  Steuer  ent- 
richten. Alle  diese  werden  gewiss  mit  ihren  Steuer- 
Collegen  von  5  fl.  Hand  in  Hand  gehen,  so  dass  in 
jenen  AVahlbezirken,  wo  die  Socialdemokratie  nicht  die 
Oberhand  hat,  und  es  werden  deren  vielleicht  weniger 
sein  als  manche  hoffen  oder  fürchten,  gerade  diese  klein- 
sten Steuerträger  ohne  Zweifel  die  ausschlaggebenden 
Factoren  bilden  werden.  Ihre  Mandatare  dürften  im 
künftigen  Parlament  wohl  zahlreicher  vertreten  sein  als 
sie  es  gegenwärtig  sind,  so  dass  von  einer  Schädigung 
ihrer  Interessen  durch  die  obige  Massregel  kaum  ernstlich 
die  Rede  sein  kann. 

Für  die  Opportunität  der  projectirten  Eliminirung 
der  kleineren  Steuerträger  aus  der  bevorrechteten  Wähler- 
classe  spricht  auch  noch  die  socialpolitische  Erwägung, 
dass,  während  diese  Elemente  im  Falle  es  beim  Status  quo 
bliebe,  einen  gewiss  nicht  aussichtslosen  Kampf  gegen 
die  conservativeren  Mitwähler  derselben  Curie  führen 
können,  sie  nun  bemüssigt  sein  werden,  ihre  gesammte 
Kraft  zur  Bekämpfung  der  Socialdemokratie  zu  ver- 
wenden. 
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Es  wird  damit  ferner  zugleich  der  Anfang  gemacht, 
den  Kreis  der  privilegirten  Wähler  überhaupt  etwas 
enger  zu  ziehen  und  den  Boden  vorzubereiten  für  eine 
künftige  weitere  organische  Entwicklung  der  Reforni- 
action  auf  Grund  einer  successiven  Begrenzung  des 
Privilegiums. 

Schon  aus  der  bisherigen  Darstellung  ergibt  sich, 
dass  das  Princip,  auf  welchem  das  vorgeschlagene  Wahl- 
reformsystem beruht,  jenen  vier  Punkten  vollkommen 
gerecht  wird,  welche  oben  als  Erfordernisse  einer  ratio- 
nellen Wahlreform  bezeichnet  worden  sind,  auch  dürften 
die  wenigstens  relativen  Vorzüge  desselben  kaum  zurück- 
treten, wenn  man  ihm  jene  Projecte  entgegenhält,  durch 
welche  die  Lösung  des  Problems  neuerdings  versucht 
wurde,  beziehungsweise  angebahnt  werden  soll. 

Nach  den  nunmehr  bekannt  gewordenen  Vorschlägen 
besteht  die  Absicht  eine  fünfte  Curie  zu  errichten  und 
zwar  hätte  dieselbe  in  dem  gescheiterten  Project  der 
Coalitionsparteien  nur  die  bis  jetzt  nicht  wahlberechtigten 
Individuen  zu  umfassen  gehabt,  während  der  neue  Re- 
gierungsentwurf in  dieselbe  auch  die  bisherigen  Wähler 
aufnehmen  will,  mithin  diese  Curie  zu  einer  solchen  des 
allgemeinen  oder  wenigstens  verallgemeinerten  Wahl- 
rechtes zu  gestalten  trachtet. 

Es  wird  in  keiner  Weise  hier  beabsichtigt,  das  neue 
Project,  welches  eben  erst  das  Licht  der  Welt  erblickt 
hat,  im  Einzelnen  einer  eingehenden  Kritik  zu  unter- 
ziehen, für  die  vorliegende  Aufgabe  genügt  es  vielmehr, 
im  Allgemeinen  auf  die  Bedenken    hinzuweisen,  welche 


13 

die  einfache  Angliedern ng  einer  fünften  Curie  mit  ver- 
allgemeinertem Wahlrechte  unter  unveränderter  Beibe- 
haltung des  ganzen  jetzt  bestehenden  Wahlsystems  in 
mehr  als  einer  Beziehung  hervorrufen  muss. 

Nach  der  allgemein  herrschenden  Ansicht  wird  die 
Wahlreform  ins  Leben  gerufen,  um  gewissen,  bisher  nicht 
wahlberechtigten  Schichten  der  Bevölkerung  eine  Ver- 
tretung im  Parlament  zu  gewähren  und  hat  kaum  die 
Absicht  vorgewaltet,  den  bestehenden  Wählern  eine  Er- 
weiterung ihres  Wahlrechtes,  beziehungsweise  einzelnen 
Parteien  eine  Vergrösserung  ihres  Besitzstandes  zuzuge- 
stehen, auch  ist  ein  derartiger  Wunsch  von  Seiten 
der  gegenwärtigen  Wählerschaft  nicht  ausgesprochen 
worden. 

Unter  diesen  Verhältnissen  dürfte  für  die  alten 
Wähler  wenig  Anlass  gegeben  sein,  sich  an  den  Wahlen 
und  noch  weniger  an  der  Wahlagitation  in  der  neuen 
Curie  zu  betheiligen.  Der  gewissenhaft  denkende  und 
auch  mancher  nicht  nachdenkende,  aber  einem  gewissen 
natürlichen  politischen  Gerechtigkeitsgefühle  zugängliche 
Wähler  wird  sich  sagen  müssen,  er  habe  seinen  aus 
dem  alten  Wahlrecht  hervorgegangenen  Vertreter  bereits 
in  der  Tasche,  in  Folge  dessen  liege  für  ihn  kein  Grund 
vor,  sich  in  eine  neue  Wahlschlacht  zu  stürzen  und 
eventuell  gar  die  neuen  Schichten  um  die  so  heiss 
ersehnte  Vertretung  zu  verkürzen,   Suum  cuique ! 

Im  Uebrigen  aber  wird  der  alte  Wähler  auch  nicht 
gesonnen  sein,  durch  seine  Stimmenabgabe  gewisser- 
massen  die  Staffage  abzugeben,  um  den  Socialdemokraten 
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oder  den  Walilstatistikern  ein  unter  solchen  Umständen 
ohnehin  nur  trügerisches  Bild  einer  allgemeinen  Volks- 
wahl zu  bieten. 

Ob  daher  in  der  fünften  Curie  die  neuen  Wähler 
allein,  oder  in  Gremeinschaft  mit  den  alten  stimmbe- 
rechtigt sein  sollen,  das  Ergebniss  wird  in  beiden  Fällen 
so  ziemlich  das  gleiche  sein. 

Anders  würden  sich  aber  wohl  die  Dinge  bei  der 
Wahl  nach  allgemeinem  Wahlrechte  im  Sinne  des  oben 
dargestellten  Projectes  gestalten.  In  diesem  Falle  haben 
alle  Wahlberechtigten  ein  eminentes  Interesse,  sich  an 
der  Wahl  und  am  Wahlkampfe  zu  betheiligen. 

Die  kleinen  Leute,  um  überhaupt  ein  Mandat  zu 
erlangen,  die  bevorrechteten  Wähler  aber,  um  mindestens 
einen  Versuch  zu  machen,  sich  das  von  ihnen  bisher 
innegehabte  zweite  Mandat  zu  erhalten,  werden  gerade 
ihre  besten  Männer  in  die  Wahlschlacht  entsenden. 

Auf  diese  Weise  wird  man  ferner  ein  richtiges 
Bild  der  Grestaltung  der  Volksvertretung  in  Oesterreich 
auf  Grrund  des  allgemeinen  Wahlrechtes  erhalten  und 
die  auf  diesem  Wege  gewonnenen  Erfahrungen  werden 
es  ermöglichen,  in  späteren  Zeiten  eventuell  zu  einer 
weiteren  Ausgestaltung  des  Systemes  zu  schreiten. 

Wenn  nun  durch  die  Errichtung  einer  5.  Curie 
schon  der  als  erstes  Erforderniss  einer  Wahlreform  auf 
rationeller  Grrundlage  aufgestellten  Bedingung  einer 
entsprechenden  Berücksichtigung  der  Principien  des  all- 
gemeinen Wahlrechts  nur  in  sehr  beschränktem  Masse 
Genüge  geleistet  wird,  so  gestalten  sich  die  Verhältnisse 
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noch  misslicher  bezüglich  der  beiden  anderen  früher  er- 
örterten Punkte,  nämlich  der  »Erhaltung  des  Besitz- 
standes« und  der  damit  in  Zusammenhang  stehenden 
Frage  einer  Garantie  gegen  das  Ueberhandnehmen  der 
radicaleren  Elemente. 

Es  ist  bereits  früher  hervorgehoben  worden,  dass 
die  gegenwärtige  Wahlordnung  mit  dem  niederen  Census 
von  5  fl.  keinen  rechten  Schutz  bieten  kann,  um  das 
Anwachsen  des  Radicalismus  in  der  Städte-  und  Land- 
gemeinden-Curie und  damit  im  Parlament  selbst  zu  ver- 
hüten. 

Wie  weit  diese  Demokratisirung  demnächst  schon 
zu  Tage  treten  wird,  und  wie  sich  die  Verhältnisse  in 
der  ferneren  Zukunft  gestalten  würden,  gehört  in  das 
Gebiet  der  Conjuncturalpolitik  und  braucht  hier  nicht 
näher  erörtert  zu  werden. 

Die  Thatsache  aber,  dass  der  Radicalismus  in  stetem 
Fortschreiten  begriffen  ist,  wird  nach  den  Erfahrungen 
der  neuesten  Zeit  wohl  von  keiner  Seite  in  Zweifel  ge- 
zogen werden. 

Nun  werden  aber  zu  den  ohnehin  schon  so  zahl- 
reichen radicaleren  Elementen,  die  aus  der  städtischen 
und  ländlichen  Curie  hervorgehen  können  und  werden, 
noch  die  übergrosse  Mehrheit,  wenn  nicht  die  Gesammt- 
heit  der  Vertreter  der  neuen  Curie  hinzukommen,  so 
dass  die  staatserhaltenden  Factoren  auf  Grund  einer 
sehr  einfachen  Betrachtung  mit  der  Möglichkeit  rechnen 
müssen,  dass  die  radicaleren  Parteien  in  Folge 
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der  Errichtung  einer  neuen  Curie  früher 
oder  später  zur   Majorität  gelangen  werden. 

Dieser  immerhin  nicht  unbedenklichen  Eventualität 
sucht  das  oben  erörterte  Project  vorzubeugen,  indem 
nach  demselben,  selbst  wenn  sämmthche  nach  allge- 
meinem Wahlrecht  zu  vergebenden  Abgeordnetensitze 
für  die  staatserhaltenden  Parteien  verloren  gehen,  die 
Vertreter  des  Grossgrundbesitzes  und  der  Handels- 
kammern, vereint  mit  den  von  den  qualificirten  Wählern 
der  Städte-  und  Landgemeinden  gewählten  Abgeordneten 
stets  eine  conservative  Majorität  zu  bilden  im  Stande 
sein  werden. 

Unter  den  vier  bei  einer  rationellen  Wahlreform  in 
Betracht  zu  ziehenden  Punkten  ist  derjenige,  welcher 
sich  auf  das  Erforderniss  einer  Anpassung  an  das  be- 
stehende Wahlsystem  bezieht,  bisher  nur  flüchtig  berührt 
worden,  und  soll  derselbe  nunmehr  im  Zusammenhang 
mit  dem  Regierungsproject  etwas  näher  ins  Auge  gefasst 
werden. 

Nachdem  einmal  die  Recipirung  des  allgemeinen 
Wahlrechtes  und  die  Beibehaltung  der  Interessenver- 
tretung allseitig  verlangt  und  approbirt  worden  ist,  hat 
die  Wahlreform action  von  Vorneherein  mit  der  Thatsache 
zu  rechnen,  dass  die  Gesammtheit  der  bisherigen  Wähler, 
ohne  Rücksicht  auf  die  einzelnen  Unterscheidungen  unter 
einander,  den  neu  auftauchenden  Wählerkreisen  als  eine 
privilegirte  Classe  gegenüber  treten  wird. 

Dazu  kommt  noch  der  Umstand,  dass  die  daraus 
sich  ergebende  Doppelvertretung  das  gleichzeitige  Func- 
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tioniren  zweier  auf  verschiedenen  Principien  beruhender 
Wahlsysteme  zur  nothwendigen  Folge  hat,  so  dass  es 
aller  Aufmerksamkeit  bedarf,  um  durch  eine  entsprechende 
Organisation  eine  gewisse  Verbindung  zwischen  diesen 
beiden  disparaten  Elementen  herzustellen. 

Dieser  Forderung  wird  in  dem  hier  dargelegten 
Programme  dadurch  Rechnung  getragen,  dass  die  Auf- 
stellung einer  besonderen  fünften  Curie  des  allgemeinen 
Wahlrechtes,  mit  einer  von  den  städtischen  und  länd- 
lichen Wahlbezirken  verschiedenen  territorialen  Ein- 
theilung  sorgfältig  vermieden  wird,  indem  die  Wahlen 
in  der  dritten  und  vierten  Curie  für  beide  Kategorien 
der  Wähler  auf  einer  und  derselben,  an  die  jetzt 
bestehende  sich  anschliessenden  Basis  zu  erfolgen 
haben. 

Durch  das  blosse  Nebeneinanderreihen  zweier  an 
und  für  sich  heterogener,  auf  territorial  gesonderten 
Wahlbezirken  beruhender  Wahlordnungen,  ohne  zugleich 
auf  eine  gewisse  Amalgamirung  derselben  bedacht  zu 
sein,  würde  beinahe  eine  Art  dritter  Kammer  und  da- 
mit die  Gefahr  ins  Leben  gerufen,  dass  die  neue  Volks- 
vertretung, ihrer  natürlichen  Tendenz  folgend,  die  Inter- 
essenvertretung früher  oder  später  gänzlich  aufsaugt, 
anstatt  dass  die  letztere,  als  das  prius  und  historisch 
gewordene,  dominirende  Element  das  allgemeine  Wahl- 
recht lediglich  als  ergänzenden  Bestandtheil  in  sich  auf- 
nehme. 

In  der  Wahl  dei-  richtigen  Mittel,  um  eine  Aus- 
gleichung dieser  natürlichen  Gegensätze  herbeizuführen, 
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in  der  sorgfältigen  Abwägung  aller  in  dieser  Frage  mit- 
spielenden Momente,  liegt  die  grosse  Schwierigkeit,  zu- 
gleich aber  auch  der  Kern-  und  Angelpunkt  der 
ganzen  Wahlreformaction,  wie  sie  sich  heute  herausge- 
bildet hat. 

Erwägungen  solcher  Natur  waren  der  leitende  Ge- 
danke bei  der  Ausarbeitung  des  vorstehend  dargelegten 
Reformprojectes.  Vor  Allem  wurde  niemals  das  Princip, 
welches  bei  Einbringung  des  Regierungsprojectes  ganz 
besonders  hervorgehoben  worden  ist,  ausser  Acht  ge- 
lassen, dass  an  der  bestehenden,  in  den  besonderen  Ver- 
hältnissen der  Monarchie  begründeten  Organisation  der 
Interessenvertretung,  als  einem  Grundpfeiler  der  Staats- 
verfassung, unter  allen  Umständen  festgehalten  werden 
müsse,  und  zwar  um  so  strenger  als  nur  auf  diese 
Weise  gegen  die  zunächst  schon  durch  die  numerische 
Präponderanz  ihrer  Anhänger  eine  gewisse  Beachtung 
erheischenden  Aspirationen  der  neuen  Wähler  schichten, 
ein  entsprechendes  Gegengewicht  gebildet  werden  könnte. 

Es  ist  mit  anderen  Worten  der  Versuch  gemacht 
worden,  den  Forderungen  des  allgemeinen  Wahlrechtes 
innerhalb  der  Sphäre  der  Interessenvertretung  mit  einer 
ganz  geringfügigen  Modification  der  letzteren,  als  eines 
nothwendigen  CoroUars  zur  Einführung  des  allgemeinen 
Wahlrechtes,  Raum  zu  schaffen  und  ihnen  eine  Basis 
zu  geben,  auf  der  eine  Weiterentwicklung  im  Rahmen 
des  historisch  überkommenen  und  begründeten  Wahl- 
Organismus  möglich  erscheint. 
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Auch  damit  ist  nur  dem  bei  Einbringung  der  Re- 
gierungsvorlage proclamirten  weiteren  Grundsatze  Rech- 
nung getragen  worden,  dass  man  das  historisch  Gewor- 
dene mit  der  Anforderung  der  Gegenwart  harmonisch 
zu  verbinden  trachten  solle. 

Zum  Schlüsse  nur  noch  wenige  Worte  zur  Erklä- 
rung der  Motive,  welche  für  die  Beschränkung  des  Wahl- 
privilegiums  in  den  unteren  Regionen  der  Wählerschaft, 
den  5 — 15  fl. -Männern,  anstatt  in  den  oberen  Kreisen, 
d.  h.  in  jenen  der  Höchstprivilegirten  (Grossgrundbesitzer) 
zu  sprechen  scheinen. 

Abgesehen  von  dem  Umstände,  dass  die  grossen 
Parteien  das  übereinstimmende  Interesse  haben,  in  der 
Curie  des  Grossgrundbesitzes,  dem  Horte  des  staatlichen 
Conservatismus,  in  welcher  sie  alle  drei  zahlreich  ver- 
treten sind,  den  status  quo  aufrecht  zu  halten,  ist  es 
nicht  zu  bezweifeln,  dass  die  zur  Theilnahme  am  Staats- 
leben berufenen  neuen  Volksschichten,  namentlich  jene 
der  kleinen  Steuerträger,  ob  sie  nun  im  Wege  der 
5.  Curie  oder  auf  die  oben  vorgeschlagene  Weise  ins 
Parlament  eintreten,  es  als  ein  weit  unerträglicheres 
Missverhältniss  empfinden  würden,  wenn  die  bisherigen 
niedrigsten  Censuswähler,  mit  denen  sie  doch  ziemlich 
auf  einer  und  derselben  socialen  Stufe  stehen,  die  so  zu 
sagen  von  ihrem  Fleisch  und  Blut  sind,  vor  ihnen  ein 
Privilegium  gemessen  sollten,  welches  sie  den  auf  der 
obersten  Stufe  der  socialen,  Hierarchie  befindlichen,  ihnen 
selbst  ferne  stehenden  Grossgrundbesitzern  an  und  für 
sich  keinen  Grund  haben  streitig  zu  machen. 
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Dieses  Verliältniss  findet  sein  Analogon  in  der  im 
Laufe  der  Geschichte  überall  zu  Tage  getretenen  Er- 
scheinung, dass  in  jenen  Ländern,  in  denen  es  einen 
hohen  und  neben  demselben  einen  zahlreichen  niederen 
Adel  gab,  wenn  einmal  die  Culturentwicklung  eine  ge- 
wisse Höhe  erreicht  hatte,  die  bürgerlichen  Classen, 
die  dem  kleineren  Adel  in  Lebensweise,  Sitten  und 
Gewohnheiten  sowie  an  Bildung  nahe  standen,  es  als 
eine  viel  härtere  Zurücksetzung  empfanden,  dass  der 
kleine  Junker  vor  ihnen  ein  Privilegium  voraus  haben 
sollte,  während  die  wesentlich  verschiedene  Stellung  der 
grossen  Magnaten,  mit  denen  sie  keine  directen  Bezie- 
hungen hatten,  ihnen  auch  nicht  im  gleichen  Masse  den 
Anlass  bot,  die  Position  derselben  anzugreifen. 

Thatsächlich  ist  das  Vorrecht  des  kleinen  Adels 
heutzutage  verschwunden,  während  eine  nicht  nur  social, 
sondern  auch  rechtlich  privilegirte  Situation  des  hohen 
Adels,  in  manchen  Ländern,  wie  z.  B.  in  England,  noch 
im  gegenwärtigen  Zeitalter  aufrecht  steht. 

Im  Laufe  der  Debatte  bei  der  ersten  Lesung  des 
Regierungsentwurfes  ist  im  geraden  Gegensatze  zu  der 
hier  vertretenen  Anschauung  der  Ansicht  Ausdruck  ge- 
geben worden,  dass  durch  Herabsetzung  des  Census 
der  Mittelstand  erweitert  und  damit  ein  conservatives 
Gegengewicht  gegen  socialistische  Gefahren  geschaffen 
werden  sollte. 

Diese  Auffassung  wäre  vollkommen  zutreffend,  wenn 
die  Idee  eines  allgemeinen  Wahlrechtes  noch  nicht  ge- 
boren oder  wenigstens  jeder  Gedanke  an  ihre  Verwirk- 
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lichung  im  Vorhinein  gänzlich  ausgeschlossen  wäre  und 
sich  die  Aspirationen  der  unteren  Schichten  einzig  und 
allein  darauf  richten  würden,  dass  ihnen  die  Aufnahme 
in  den  Verband  der  wahlberechtigten  Staatsbürger  durch 
successive  Herabsetzung  des  für  die  Ausübung  des  Wahl- 
rechtes festgesetzten  Census  erleichtert  werde,  wobei  aber 
die  Möglichkeit  einer  gänzlichen  Beseitigung  des  letzteren 
gar  nicht  auf  dem  Programme  stünde. 

In  diesem  Falle  wäre  es  allerdings  im  richtig  ver- 
standenen conservativen  Interesse  gelegen,  durch  eine 
möglichst  niedere  Fixirung  der  zur  Wahlberechtigung 
erforderlichen  Steuergrenze  den  Kreis  der  Vollbürger  zu 
erweitern  und  damit  zugleich  die  Zahl  der  wahlrecht- 
losen Individuen  zu  vermindern,  ohne  dass  aber  jemals 
daran  gedacht  werden  dürfte,  die  ganze  Masse  des  Volkes 
zur  Mitwirkung  am  Staatsleben  heranzuziehen. 

Wie  aber  die  Dinge  einmal  liegen,  würde  sich  der 
beabsichtigte  Zweck  auf  dem  bei  der  parlamentarischen 
Discussion  vorgeschlagenen  Wege  kaum  erreichen  lassen, 
denn  selbst  wenn  der  Census  beispielsweise  auf  1  fl. 
herabgesetzt  werden  sollte,  so  würde  damit  den  Aspira- 
tionen der  Anhänger  des  allgemeinen  Wahlrechtes  keines- 
wegs Genüge  geleistet  und  der  auch  nach  dem  Re- 
gier ungsj^roject  aufrecht  erhaltene  Gegensatz  zwischen 
den  bevorrechteten  Wählern  und  der  Masse  der  allge- 
meinen Wähler  nicht  beseitigt,  ja  nicht  einmal  gemildert, 
sondern  nur  der  Kreis  der  Privilegirten  erweitert 
werden. 
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Mit  der  Restituirung  des  früheren  Census  von  15  fl., 
verbunden  mit  der  thatsächlichen  Entziehung  der  Hälfte 
der  Mandate  für  die  bevorrechtete  Wählerclasse,  wird 
dagegen  der  erste  bedeutsame  Schritt  zu  der  Ein- 
schränkung des  Wahlprivilegiums  unternommen. 

Damit  soll  keineswegs  behauptet  werden,  dass  die 
privilegirte  Wählerstellung  des  Grossgrundbesitzes  für 
alle  Zeiten  von  der  nivellirenden  Strömung  bewahrt 
bleiben  wird,  auch  sie  wird  einmal  der  demokratische 
Wellenschlag  erreichen,  Aufgabe  der  massgebenden  staat- 
lichen Factoren  ist  es  aber,  die  sociale  Bewegung  in 
solche  Bahnen  zu  lenken,  dass  eine  allmälige  Entwick- 
lung auf  dem  Wege  der  Reform  möglich  gemacht  und 
die  Gefahr  einer  gewaltsamen  Umwälzung  im  revolutio- 
nären Sinne  thunlichst  vermieden  werde. 

Diesen  Zweck  zu  fördern  könnte  das  im  Vorstehen- 
den besprochene  Wahlreformproject  vielleicht  die  Hand 
bieten. 
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